
WAS APARTHEID BEDEUTET

- SOdafrika ist das einzige Land in der Welt, in dem Rassismus in der Verfassung festge-
schrieben ist.
- Die 4,9 Millionen Weissen halten alle Macht in ihren Hdnden, die 26 Millionen Schwarzen
besitzen kein nationales Wahlrecht. Die 4 Millionen Mischlinge und Asiaten durften ge-
trennte Minderheitsparlamente mit sehr geringem Mitwirkungsrecht wöhlen, haben aber
aus Protest gegen die Machtlosigkeit dieser Vertretungen die Wahien zum allergrassten
Teil boykottiert.
- Nur die Weissen bilden die Regierung, haben die Wirtschaft in der Hand, bestimmen Ober
Bildung, Gesundheitswesen, Militdr, Polizei und Justiz.
- 14 Prozent der BevOlkerung, die Weissen, besitzen 87 Prozent des Landes. Den 75 Pro-
zent Schwarzen wurden nur 13 Prozent - die drmsten und unfruchtbarsten Gebiete - als
Heimatreservate ( "Homelands ") zugewiesen.
- Bislang wurden 9 Millionen Schwarze aus Weiss-SOdafrika zwangsausgeburgert. Sie
verloren Ober Nacht ihre sOdafrikanische Staatsangehdrigkeit, wurden zu Bewohnern der
"Homelands " erkldrt und sind jetzt Auslander in ihrem eigenen Land.
- Ober 4 Millionen Schwarze wurden als "OberflOssige " und "Nicht-Produktive " (Arbeits-
lose, Frauen, Kinder, Alte und andere sozial Schwache) in die Homelands zwangsum-
gesiedelt.
- Im "weissen " SOdafrika mOssen die schwarzen Arbeitskrdfte in Ghettos, den sogenann-
ten townships, auf engstem Raum zusammenleben. In die weissen Stddte dOrfen sie nur
arbeiten gehen.
- Mindestens 30 Prozent der arbeitsfdhigen Schwarzen sind arbeitsios; in verschiedenen
Homelands sogar urn 50 Prozent.
- 1977 lag das Pro-Kopf-Einkommen der schwarzen SOdafrikaner unter dem afrikanischen
Durchschnitt. Auch 1987 liegt das Pro-Kopf-Einkommen der Schwarzen in den Homelands
im unteren Drittel tiller afrikanischen Staaten.
- Die Sduglingssterblichkeit in den Homelands ist die hOchste in Afrika (282/1000). Alle
20 Minuten stirbt in SOdafrika ein schwarzes Kind an Untererndhrung vor Vollendung des
ersten Lebensjahres. 55 Prozent der Schwarzen in den kindlichen Gebieten sterben zwi-
schen dem ersten und dem vierten Lebensjahr.
- Ober 30 Prozent oiler schwarzen Kinder sind unterernahrt; in den Homelands sind es Ober
75 Prozent.
- FOr die Schulbildung jedes weissen Kindes gibt die Regierung zehnmal mehr aus als fur
die eines schwarzen Kindes. In den weissen Schulen - sie gehdren zu den besten der Welt
- unterrichtet ein Lehrer durchschnittlich 18 weisse Jugendliche. In den schwarzen Schulen,
wo der Unterricht schlecht ist, ist das Verhdltnis f Or schwarze Kinder 48:1.
- 44400 Schwarzen steht im Durchschnitt ein Arzt zur VerfOgung. Die Weissen verfOgen
Ober einen Arzt pro 400 Leute.
- Gegen den Widerstand der schwarzen BevOlkerung kann die weisse Minderheit ihre
Macht und ihre Privilegien nur noch mit Polizei, Militdr, Ausnahmezustand, Zensur, willkOr-
liche Verhaftungen, Folter und Mord aufrechterhalten. Auch Kinder und Jugendliche
werden ins Gefdrignis gesteckt, gefoltert, erschossen. Hunderte wurden umgebracht,
tausende inhaftiert, zahllose verletzt oder mit " sjamboks " ausgepeitscht.
- Aber Apartheid tOtet auch in Nachbarldndern, z.B. in Mosambik. So unterstOtzt SOdafri-
ka in Mosambik die Renamo–Rebellen, die sich:nationale WiderstandskOmpfer " nennen,
aber Ober keinen ROckhalt in der Beviilkerung verfOgen. Nach einer Studie des US State-
Departments richtet die Renamo " systematisch und koordiniert Gewalt gegen Zivilisten an;
inclusiv Erschiessen, Exekution mit Messern, Axten und Beilen, Verbrennen bei lebendi-
gem Leib, Erschlagen, Ersticken, Verhungernlassen und Ertrtinken " . Die Renamo betreibt
an " unschuldigen mosambikanischen Zivilisten einen der brutalsten Holocausts seit dem II.
Weltkrieg " . Seit 1979 unterstOtzt der sOdafrikanische Geheimdienst die Renamo, trainiert,
bewaffnet und finanziert sie.
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Apartheid Izoecleutet also Rassisrnus, Zwcingscous-bi-irgert_ong, Landraub, Unterarlickung, Ausibeuto_ong,Elena, Hunger und oft couch Tod fur die schvvarzenSiidafrikanera Terrcorisrno_os and Holocaust fi-ir do's
INcschbarland Mosarnbik..
Weihbischof Leo Schwarz aus Trier: "Wenn ich eine Homelandsituation sehe, dann habe
ich noch nirgendwo so stark diese Gegensatze erlebt: auf der einen Seite der Superluxus,
die Superentwicklung, auf der anderen Seite das kleine geknechtete Leben der einzelnen
Menschen, das man dann einfach nicht mehr ertragen kann. Und wenn sich das dann so
zusammenballt..., ich glaube es gibt keinen Punkt der Erde, wo Ungerechtigkeit so krass
zum Ausdruck kommt, wie das in SOdafrika der Fall ist."

ETHISCHE UBERLEGUNGEN ZUR
NOTWENDIGKEIT VON SANKTIONEN

1.Voraussetzung 1st und bleibt die
allgemeine Erklarung der Men-
schenrechte.
2. Diese Erklarung hat ihren Ur-
sprung in der unverausserlichen
Wurde der menschlichen Person
und charakterisiert den Menschen
als das Wesen, das personaler, frei-
heitlicher Selbstbestimmung und der
Kommunikation mit seinesgleichen
in Gewissensverantwortung fahig
ist.
3. Direkt daraus abgeleitet erge-
ben sich die fundamentale Gleich-
heit aller Menschen, sowie die
Pflicht zur gesamtmenschheitlichen
Solidaritat.
4. Alle menschlichen Aktivitaten, sei
es individueller, sei es kollektiver
Natur, sind den vorausgehenden
Prinzipien unterworfen.
5. Wirtschaftliche Aktivitaten
sen sich dann konsequenterweise
auf die oben formulierten Prinzipien
hinterfragen lassen.
6. Daraus ergibt sich, doss der Vor-
stellung: "Die Marktmechanismen
allein entscheiden, was ethisch ist
und was nicht" widersprochen
werden muss. Der Mythos der "Ei-
gengesetzlichkeit und Wertfreiheit
wirtschaftlichen Handelns" muss, in
Anbetracht der sich empirisch
verifizierbaren Auswirkungen wirt-
schaftlic:her Aktivitaten auf das all-
tagliche Leben und die personale
WUrde jedes Menschen, als eine
die wirtschaftlichen Realitaten nicht
korrekt analysierende ldeologie
begriffen werden.
7. Wirtschaftliche Aktivitaten sind
also kein Selbstzweck und clUrfen
sich nicht der exklusiven Logik der
Kapitalakkumulation und der Profit-
maximierung verschreiben.

8. Wirtschaftliche Aktivitaten sollenim Dienste des Menschen und des
Allgemeinwohls stehen. Sie sollen
zur verantwortbaren und gerechten
Befriedigung seiner GrundbedUrf-
nisse, zur optimalen Entfaltung sei-
ner personlichen Fahigkeiten und
zur Realisierung seiner selbst in ei-
ner sinnvollen Beschaftigung bei-
tragen - unter dem normativen An-
spruch des Solidaritatsprinzips ge-
geniiber jetziger und zukiinftiger
Generationen.

9. Dies 1st nur zu erreichen durch: a)
die wachsende dktive Beteiligung
derjenigen am Wirtschaftsleben -
sowie am politischpn und kulturellen
Leben der Gesellschaft -, die der-
zeit davon ausgeSchlossen sind. b)
die Orientierung Ides allgemeinen
ProduktionsprozesSes an dem
Anspruch der indiViduellen, sozialen,

Okonomischen und "Okologischen"
Menschenrechte aller, d.h. speziell
der am und vom Produktionspro-
zess bis jetzt Benachteiligten.
10. Konkret ergeben sich aus den
vorhergehenden	 allgemeinen
Betrachtungen, im Falibeispiel
wirtschaftlicher Aktivitaten in oder
mit rassistischen Staaten, folgende
minimale Forderungen: a) Die Un-
ternehmen haben ihre wirtschaftli-
che Tatigkeitin und ihre wirtschaft-
lichen Beziehungen zu rassistischen
Staaten an den Normen der Men-
schenrechte zu orientieren. b)
Durch Information und Bewusst-
seinsbildurag sollen sie das verant-
wortungsvolle, menschenrechtsbe-
wusste Handeln der eigenen Kader
in wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Belangen fardern. c)
Wo immer sich Maglichkeiten dazu
bieten, bringen die Unternehmen
gegeniiber ihren Wirtschaftspart-
nern im rassistischen Stoat wie
gegenuber dem rassistischen Regi-
me die Menschenrechtsforderun-
gen zum Ausdruck. Sie mUssen sich
bewusst sein, doss sie durch ihre
Existenz im rassistischen Stoat
Gefahr laufen, zu politischen
Zwecken missbraucht zu werden
und setzen sich dagegen zur Wehr.
d) Wirtschaftsbeziehungen sind ab-
zubrechen, wenn diese das Unter-
nehmen selber zu einem Verhalten
zwingen, das in offensichtlichem
Widerspruch zu menschenrechtli-
chen Grundforderungen steht, es
sei denn, es bestehe die begrUnde-
te Hoffnung, dass dieser Zustand in
absehbarer Zeit verandert werden
kann. e) Stellt sich heraus, doss
durch wirtschaftliche Beziehungen
fortgesetzte und schwerwiegende
Verstasse gegen die Menschen-
rechte direkt oder indirekt begiin-
stiqt werden, dann sind diese wirt-


